
dingungen, zur Persönlichkeit des Angeklagten und zu 
dessen Erziehung und Selbsterziehung darzulegen und 
die Umstände vorzutragen hat, von denen das Kollek­
tiv bei der Beratung und Bildung seiner Auffassung 
ausgegangen ist. Stellt das Gericht trotz guter Vorbe­
reitung der Hauptverhandlung erst während ihrer 
Durchführung fest, daß der Vertreter des Kollektivs 
infolge ungenügender Beratung zu wesentlichen Fragen 
nicht die Auffassung des Kollektivs darlegen kann, so 
hat es ihm erforderlichenfalls durch Unterbrechung der 
Hauptverhandlung Gelegenheit zu geben, eine ergän­
zende Beratung im Kollektiv durchzuführen. Das Ge­
richt hat ihn durch präzise Darlegung der Fragen, die 
noch einer Klärung bedürfen, zu unterstützen.

4.3. Die Qualität der Mitwirkung gesellschaftlicher 
Ankläger und gesellschaftlicher Verteidiger in der 
Hauptverhandlung hat sich erhöht. Sie nehmen aber in 
noch zu geringem Umfang die Möglichkeit wahr, An­
träge zu stellen. Sowohl bei der Anleitung in Vorbe­
reitung auf die Hauptverhandlung als auch in der Be­
weisaufnahme werden sie noch nicht in genügendem 
Maße auf dieses Recht hingewiesen. Die Hauptverhand­
lung muß auch so geführt werden, daß der gesellschaft­
liche Ankläger bzw. gesellschaftliche Verteidiger von 
seinem Fragerecht umfassend Gebrauch machen kann 
und er auf der Grundlage der Auffassung des ihn be­
auftragenden Kollektivs in die Lage versetzt wird, zur 
Straftat, zur Persönlichkeit und Schuld des Angeklag­
ten, zur Notwendigkeit einer Bestrafung, zur anzuwen­
denden Strafart, zur Strafhöhe und zu den Möglich­
keiten der Erziehung Stellung zu nehmen.
Die Bedeutung der Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte findet noch nicht genügend Niederschlag in den 
Begründungen der Entscheidungen der Gerichte. Es ist 
erforderlich, daß sich die Gerichte in den Entscheidun­
gen mit den Darlegungen der gesellschaftlichen Kräfte 
und den Auffassungen der Kollektive auseinander­
setzen.

4.4. Um eine hohe Effektivität der Hauptverhand­
lung zu erreichen, ist gemeinsam mit den Schöffen die 
Zielstellung und der Verlauf der Hauptverhandlung zu 
beraten. In schwierigen und umfangreichen Verfahren 
sind zur Sicherung der planmäßigen, systematischen 
Gestaltung der Hauptverhandlung schriftliche Ver­
handlungspläne bzw. -konzeptionen unerläßlich, die 
gemeinsam mit den Schöffen auszuarbeiten sind. In den 
Verhandlungskonzeptionen ist • u. a. auch festzulegen, 
wie die Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte in der 
Hauptverhandlung konkret gestaltet und welche Fragen 
durch ihre Mitwirkung insbesondere geklärt werden 
sollen. Es reicht nicht aus, wenn in diesen Fällen der 
Vorsitzende die mitwirkenden Schöffen lediglich mit 
den sachlichen und rechtlichen Problemen des Verfah­
rens vertraut macht.
Die Hauptverhandlung als Teil des gesellschaftlichen 
Erziehungsprozesses hat trotz der verhältnismäßig kur­
zen Dauer in der Regel eine sehr nachhaltige Wirkung. 
Es ist zu beachten, daß in der Hauptverhandlung ent­
sprechend dem sozialistischen Erziehungsziel be­
stimmte Voraussetzungen für Veränderungen im Be­
wußtsein des Täters geschaffen werden müssen und 
sein Denken und Handeln entsprechend den gesell­
schaftlichen Normen der sozialistischen Gesellschaft 
orientiert werden muß. Gleichzeitig sind auch dem 
Kollektiv Erkenntnisse für die weitere Gestaltung des 
Erziehungs- und Selbsterziehungsprozesses des Täters 
zu vermitteln.
Vom Angeklagten ist stets ein bestimmtes Erziehungs­
ergebnis zu fordern. An ihn sind zwar hohe, aber rea­
lisierbare Anforderungen zu stellen.

4.5. Nach Abschluß der Hauptverhandlung werden 
von den Gerichten in den meisten Fällen Aussprachen 
mit den gesellschaftlichen Kräften durchgeführt. Zum 
Teil werden auch Festlegungen getroffen, wie die Er­
ziehung und Selbsterziehung des Täters erfolgen soll 
und wie ggf. Ursachen und Bedingungen der Straftat 
aus dem Arbeits- und Lebensbereich des Angeklagten 
beseitigt werden können. Zu einem nicht unerheblichen 
Teil werden aber die Forderungen des Plenums des 
Obersten Gerichts zur inhaltlichen Ausgestaltung der 
Beratung nach Abschluß der Hauptverhandlung nur 
unzureichend erfüllt./7/
Positive Auswirkungen zeigten sich, wenn die Gerichte 
nach Abschluß des Verfahrens bei Verurteilung auf Be­
währung den Betriebsleitungen in differenzierten 
Schreiben konkrete Hinweise unter Bezugnahme auf 
ihre Pflichten aus den §§ 32, 34 Abs. 2 StGB vermittel­
ten. Als Entwurf für diese Schreiben können Formu­
lare verwendet werden, soweit diese so gestaltet sind, 
daß sie genügend Raum für die jeweils notwendigen 
individuellen Hinweise lassen. Diese Schreiben sind 
sorgfältig abzufassen, damit sie eine Grundlage für die 
weitere Betreuung des Täters im Betrieb und für die 
Kontrolle der Bewährung seitens des Gerichts bilden.

5. Zur Leitungstätigkeit der Bezirksgerichte und 
der Direktoren der Kreisgerichte

5.1. Viele Bezirksgerichte haben sich in Plenartagun­
gen prinzipiell mit der Gewährleistung einer differen­
zierten Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte aus­
einandergesetzt. Dabei stand insbesondere die Tätigkeit 
der Gerichte bei der qualifizierten Vorbereitung der 
gesellschaftlichen Kräfte auf ihre Mitwirkung im 
Srafverfahren und auf ihre Aufgaben im Bewährung- 
und Erziehungsprozeß im Vordergrund. Die Kreisge­
richte sind zum Teil durch schriftliche Berichterstat­
tungen in die Vorbereitung dieser Plenartagungen ein­
bezogen worden.
Bei der Klärung von Problemen auf Teilgebieten der 
Strafrechtsprechung (Verkehrskriminalität, Rückfall­
kriminalität) haben die Bezirksgerichte überwiegend 
auch spezifische Probleme der Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte behandelt. Wo dies jedoch über 
längere Zeit die einzige und zum Teil nicht konsequent 
gehandhabte Methode blieb, machten sich quantitative 
und qualitative Mängel bemerkbar.
5.2. Die Leitungsmethode, Direktoren der Kreisge­
richte vor dem Plenum, Präsidium oder in Direktoren­
tagungen bzw. Fachrichter auf Stützpunkt- und Fach­
richtertagungen Bericht erstatten zu lassen, erweist 
sich als ein wirksames Mittel, um Hemmnisse und ideo­
logische Unklarheiten, die bei der Entwicklung und 
Gestaltung einer effektiven Mitwirkung gesellschaft­
licher Kräfte auftreten, zu überwinden. Gute Erfolge 
erzielen vor allem diejenigen Bezirksgerichte, die lang­
fristig konzeptionelle Vorgaben für die inhaltliche Ge- 

. staltung der schriftlichen Berichte erarbeiten, dabei
hohe Anforderungen stellen und hierzu differenzierte 
Unterstützung geben.
5.3. Die prinzipielle Anleitung in den Plenartagungen 
und Beratungen des Präsidiums schlägt sich in einer 
Reihe von Entscheidungen der Rechtsmittelsenate nie­
der. In solchen Entscheidungen wird instruktiv und 
beispielgebend auf die Verbesserung der Mitwirkung 
gesellschaftlicher Kräfte orientiert Die Senate nutzen 
jedoch die Möglichkeiten zur Anleitung der Kreis- und 
Stadtbezirksgerichte nicht voll aus.
Auch die Rechtsmittelanalysen der Strafsenate nehmen 
in der Regel zur Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte

/7/ KJ 1970 s. 38 f.
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